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// Im Blickpunkth

Die �bertragung von Verm�genswerten gegen als Sonderausgaben abziehbare Versorgungsleistungen ist seit 1.1.2008

nur noch im Zusammenhang mit der �bertragung eines Mitunternehmeranteils, eines (Teil-)Betriebs oder von GmbH-

Anteilen m�glich. von Oertzen und Stein untersuchen, in welchen F�llen eine steuerg�nstige Gestaltung speziell bei der

Abl�sung eines Vorbehaltsnießbrauchs durch Versorgungsleistungen im Wege der gleitenden Verm�gens�bergabe

noch m�glich ist. Exemplarisch f�r das Hotel- und Gastst�ttengewerbe zeigen Neufang und Beißwenger, dass die neu

er�ffnete M�glichkeit, erm�ßigte Umsatzsteuers�tze f�r bestimmte Lieferungen und sonstige Leistungen einzuf�hren,

insbesondere im grenznahen Bereich zu erheblichen Wettbewerbsverzerrungen in der EU f�hrt und gemeinschafts-

sowie verfassungsrechtlich bedenklich ist. Sie kommen zum Ergebnis, dass das letzte Wort wohl vom EuGH gesprochen

werden muss.

Udo Eversloh, Ressortleiter Steuerrecht

Entscheidungen
BFH: Erlass der auf Ver�ußerungs- und �ber-

gangsgewinnen beruhenden Kirchensteuer

bei konfessionsverschiedenen Ehegatten?

Mit Urteil vom 1.7.2009 – I R 81/08 – hat der BFH

entschieden, es sei nicht sachlich unbillig, wenn

eine Kirchensteuer auch insoweit erhoben wird,

als sie auf der Ber�cksichtigung von Ver�uße-

rungsgewinnen und �bergangsgewinnen be-

ruht. Wenn die Bestimmung der Besteuerungs-

grundlagen f�r die Kirchensteuer den Kirchenge-

meinden �bertragen ist, so ist die einzelne Kir-

chengemeinde insoweit nicht an die von anderen

Kirchengemeinden getroffenen Regelungen ge-

bunden. Die klagenden Eheleute hatten sich auf

eine Mitteilung des DStV berufen, nach der sich

die evangelischen Kirchensteuer�mter auf eine

50%ige Kirchensteuerkappung verst�ndigt h�t-

ten, soweit Ver�ußerungsgewinne betroffen sei-

en. Die beklagte Kirchengemeindewarder dahin-

gehenden Empfehlung der Landeskirche aber

nicht gefolgt. Soweit die Klage vom katholischen

Kl�ger, der die Ver�ußerungs- und �bergangsge-

winne erzielt hatte, eingelegt worden war, war

dieKlageunzul�ssig.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2226-1

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Festsetzungsverj�hrung – Aktenstu-

dium als Beginn der Außenpr�fung – (letzte)

Ermittlungshandlungen

Mit Urteil vom 8.7.2009 – XI R 64/07 – entschied

der BFH, die Zusammenstellung des Pr�fungser-

gebnisses einer Außenpr�fung in einem Be-

triebspr�fungsbericht stelle keine – den Ablauf

der Festsetzungsfrist hinausschiebende – letzte

Ermittlungshandlung im Rahmen der Außenpr�-

fung dar. Reiche der Steuerpflichtige nach Zu-

sendung des Betriebspr�fungsberichts eine –

ausdr�cklich vorbehaltene – Stellungnahme und

Unterlagen ein, die zum Wiedereintritt in Ermitt-

lungshandlungen f�hren, erfolgten diese noch

im Rahmen der Außenpr�fung. Die Revision

f�hrte zur Zur�ckverweisung an das FG, weil der

BFH nicht abschließend entscheiden konnte,

wann letzte Ermittlungen i. S. des § 171 Abs. 4

Satz 3 AO vorgenommen wurden.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2226-2

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Klage�nderung im Revisionsverfahren

unzul�ssig – Auslegung des Einspruchs

gegen Sammelbescheid

MitUrteil vom11.2.2009–X R51/06–hat der BFH

entschieden, dass eine unzul�ssige Klage�nde-

rung i. S. der §§ 67, 123 FGO vorliegt, wenn der

Kl�ger im Klageverfahren die Erweiterung eines

Vorl�ufigkeitsvermerksund imRevisionsverfahren

die Herabsetzung der Einkommensteuer bean-

tragt. ImAnschluss anBFHvom8.5.2008–VI R 12/

05 – befand er weiter, dass die Reichweite eines

Einspruchs gegen einen (mehrere Festsetzungen

umfassenden) Sammelbescheid sich nach der Be-

schwer richtet, die sich aus der Begr�ndung des

Einspruchs ergibt. Die Kl�ger hatten sich unter Be-

rufungaufMusterverfahrenvordemBVerfGgegen

die Festsetzung des Solidarit�tszuschlags sowie

die Nichtber�cksichtigung vonBeitr�gen zur Ren-

tenversicherung als vorweggenommene Wer-

bungskosten bei den sonstigen Eink�nften ge-

wandt.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2226-3

unterwww.betriebs-berater.de

Verwaltungsanweisung
BMF: Abzug der Aufwendungen f�r

h�usliches Arbeitszimmer –

Vollziehungsaussetzung

Der BFH hatte mit Beschluss vom 25.8.2009 –

VI B 69/09 – (BB 2009, 2241 mit Komm. L�hn)

entschieden, es sei ernstlich zweifelhaft, ob

das ab VZ 2007 geltende Abzugsverbot des

§ 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6b EStG (i. d. F. des

St�ndG 2007) betreffend Aufwendungen f�r

ein h�usliches Arbeitszimmer verfassungsge-

m�ß ist. Das BMF hat im Hinblick auf diesen

BFH-Beschluss mit Schreiben vom 6.10.2009 –

IV A 3 – S 0623/09/10001 – angeordnet, die

Vollziehung in Rechtsbehelfsverfahren gegen

die Ablehnung von Antr�gen auf LSt-Erm�ßi-

gung f�r Jahre ab 2009, gegen die Festset-

zung von ESt-Vorauszahlungen f�r VZ ab 2009

oder gegen ESt-Bescheide f�r VZ ab 2007 un-

ter den dort genannten Voraussetzungen aus-

zusetzen.

VolltextdesBeschl.: // BB-ONLINE BBL2009-2226-4

unterwww.betriebs-berater.de

Gesetzgebung
Kommission: MoRaKG teilweise mit

Beihilfenrecht vereinbar

Die Kommission hat am 1.10.2009 die f�r Privat-

investoren vorgesehenen Steuerverg�nstigun-

gen des Gesetzes zur Modernisierung der Rah-

menbedingungen f�r Kapitalbeteiligungen (Mo-

RaKG) unter der Auflage genehmigt, dass diese

mit den Risikokapitalleitlinien der Kommission v.

19.6.2006 in Einklang gebracht werden. Die

Bestimmungen �ber die Gewerbesteuerbefrei-

ung von Wagniskapitalbeteiligungsgesellschaf-

ten und das Verlustvortragsrecht der von diesen

�bernommenen Zielgesellschaften sind dage-

gen mit den Risikokapitalleitlinien nicht verein-

bar und verstoßen gegen die Niederlassungsfrei-

heit. Insbesondere die Bestimmung, dass die be-

g�nstigten Unternehmen ihren Sitz in Deutsch-

land haben m�ssen, w�rde zu unlauteren

Wettbewerbsvorteilen gegen�ber Konkurrenten

f�hren.
(PM EU-Kommission v. 1.10.2009 – IP/09/1449)

St�ndige Mitarbeiter im Steuerrecht: RA StB Dr. Stefan Behrens, Frankfurt a.M.; Dipl.-Kfm. StB Oliver D�rfler, Frankfurt a.M.; Prof. Dr. W. Christian Lohse, Vorsitzender Richter am FG
M�nchena. D.;Dipl.-Kffr. StBinMartinaOrtmann-Babel, Stuttgart;Dr. J�rgenSchmidt-Troje, Pr�sident des FGK�ln a.D., K�ln;Prof.Dr.RomanSeer, Bochum;StBDr.AndreasS�ffing, Frankfurt
a.M.;Dr. Roland Wacker, Richter amBFH,M�nchen;Dipl.-Kfm.StBLarsZipfel, Stuttgart

Die Woche im Steuerrecht

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               1 / 1

http://www.tcpdf.org

